
hatte. Er habe vorsätzlich gehandelt und sei deshalb 
gemäß § 9 WStVO zu 4 Monaten Gefängnis zu ver­
urteilen. Die Strafkammer folgte dem Antrag des 
Staatsanwaltes. Der Angeklagte hat spätestens am 
24. 11. 1959 über die Erfordernisse der Finanzplanung 
volle Klarheit erhalten. Wenn er trotzdem Investitionen 
vornahm, die im Finanzplan nicht vorgesehen waren, 
so hat er damit bewußt gegen die Verordnung zur Vor­
bereitung und Durchführung des Investitionsplanes vom
22. 12. 1955 § 2 Abs. 1 Ziff. 5 (Gesetzbl. Teil I, 1956 S. 83) 
verstoßen. Der Angeklagte hat noch nicht verstanden, 
daß alle Organe unseres sozialistischen Staates Zusam­
menarbeiten müssen. Selbst der Fehler der Abt. Land­
wirtschaft, den vorgesehenen Betrag von 25 TDM nicht 
vom Rat des Bezirkes abzuziehen, berechtigte den An­
geklagten nicht, nur die Interessen des VEG zu sehen 
und die Interessen der Finanzwirtschaft des Kreises 
dabei zu stören. Dem Angeklagten stand es frei, gestützt 
auf das Kollektiv seines Betriebes, die gesellschaft­
lichen oder staatlichen Stellen für die Schwierigkeiten 
des VEG zu interessieren und dabei eine richtige 
Lösung anzustreben. Auf keinen Fall aber durfte er 
er Mittel für Investitionen binden, die dafür nicht vor­
gesehen waren. Die Wahrung von Ordnung und Disziplin 
im Finanzwesen macht eine Bestrafung des Angeklagten 
erforderlich. Zu berücksichtigen ist dabei aber auch, 
daß der Angeklagte die Vieh- und Feldwirtschaft des 
VEG verbessert hat, obwohl der Betrieb noch immer 
mit hohen Verlusten arbeitete. Der Angeklagte muß 
aus seiner Bestrafung die Lehre ziehen, daß die sozia­
listische Planwirtschaft von jedem einzelnen Mitar­
beiter die Wahrung einer strengen Finanzdisziplin 
erfordert; ohne diese strenge Finanzdisziplin ist das 
Funktionieren des Wirtschaftsplanes nicht gesichert. 
Durch die Einlassungen des Angeklagten und die Ver­
nehmung der Zeugen H. und L. wurde folgender Sach­
verhalt festgestellt:
Der Angeklagte hat anläßlich einer Weihnachtsfeier im 
VEG, an der etwa 8 Personen teilnahmen, im Jahre 1959 
ein angebliches Erlebnis aus seiner sowjetischen Kriegs­
gefangenschaft erzählt, das er als das traurigste Weih­
nachtserlebnis bezeichnete, das er gehabt habe. Er 
schilderte, daß gerade zu Weihnachten 1949 eine große 
Zahl von deutschen Kriegsgefangenen einzeln aufge- 
rufen und ohne großes Verfahren zu 25 Jahren Zucht­
haus verurteilt worden seien. Er sei als einziger davon­
gekommen.
Der Angeklagte schilderte in der Hauptverhandlung 
den gleichen Vorgang. Er fügte aber hinzu, daß er am 
anderen Tage von der Dolmetscherin erfahren hatte, 
daß die gegen ihn geführten Ermittlungen ergeben 
hatten, daß er sich während seiner Tätigkeit in Polen 
keine strafbaren Handlungen hatte zuschulden kom­
men lassen und daß er deshalb bald aus der Kriegs­
gefangenschaft entlassen werde. Die verurteilten Kriegs­
gefangenen hatten sich als Kriegsverbrecher heraus­
gestellt. Dadurch, daß der Angeklagte den Vorgang auf 
der Weihnachtsfeier nur halb geschildert hatte, konnte 
bei den Zuhörern der Eindruck entstehen, daß die von 
feindlichen Agenturen verbreiteten Lügen über unge­
rechtfertigte und schlechte Behandlung deutscher 
Kriegsgefangener in der SU zutreffen. Der Angeklagte 
hat damit den Tatbestand des § 19 Abs. 1 StEG erfüllt 
und gegen andere Völker gehetzt.
Der Staatsanwalt beantragte hierfür die Mindeststrafe 
von 3 Monaten Gefängnis. Der Angeklagte sei kein 
Feind der Sowjetunion. Er habe aber erhebliche ideo­
logische Unklarheiten. Wenn auch die Erzählung des 
Angeklagten von den Zuhörern nicht als Hetze auf­
gefaßt worden sei, so verlange dies der Tatbestand des 
§ 19 StEG auch nicht. Die Gefährlichkeit dieses Deliktes 
wird auch dadurch unterstrichen, daß der Versuch 
strafbar ist.

Die Strafkammer folgte der Auffassung des Staatsan­
waltes und erkannte auf 3 Monate Gefängnis. Gemäß 
§ 74 StGB wurde die Gesamtstrafe von 6 Monaten 
Gefängnis gebildet.
Die Auswertung erfolgt gemäß § 7 StEG.

gez. Lehmann gez. Schlunck gez. Nikolaus

„Sündenböcke" für Fehler der Wirtschaftsplanung 
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„USA-Geheimdienst hatte seine Hand im Spiele“

Ehemalige Leitungskräfte der Bau-Union als Saboteure 
und Schädlinge entlarvt / 2 7 1  Wohnungen hätten mehr 
gebaut werden können / Insgesamt 26 Jahre Zuchthaus 
— eine gerechte Strafe.

Eine nette neue Wohnung — wie viele Bürger haben 
nicht diesen Wunsch! Wenn jetzt gesagt wird, daß dieser 
Wunsch in den letzten fünf Jahren unter Umständen 
271mal mehr hätte erfüllt werden können, so wird der 
Leser fragen: „Was stand dem im Wege?“ Die Antwort 
darauf gab ein Prozeß, der kürzlich vor dem 1. Senat 
des Bezirksgerichtes in Meiningen abrollte. Vier ehe­
malige leitende Angestellte des VEB- Bau-Union Suhl 
standen wegen schwerer Verfehlungen vor ihren Rich­
tern. Die Verhandlung enthüllte: Als 1954 im Bezirk 
Suhl der VEB Bau-Union gebildet wurde, geschah das 
mit dem Ziel, die Rentabilität der Baubetriebe zu ver­
bessern und die Produktion im Bauwesen planmäßig 
zu steigern. Alle Voraussetzungen dafür waren gegeben. 
Aber eine feindliche Gruppe, bestehend aus dem Tech­
nischen Leiter Karl Danz, dem Direktor Hermann 
Kranch, dem Kaufmännischen Direktor Kurt Brauer 
und dem Leiter der Abteilung Materialversorgung, 
Hans-Erich Martin, arbeitete bewußt gegen einen Fort­
schritt im Bauwesen. Das Gericht konnte dafür eine 
ganze Anzahl Beweise anführen.
Anstatt mit den Produktionsarbeitern auf allen Bau­
stellen um die Erfüllung der Planaufgaben zu ringen 
und dabei alle Reserven auszunutzen, wurde von den 
Angeklagten ein hartnäckiger Kampf für eine Plan­
reduzierung geführt. Mit den verschiedensten verlo­
genen Begründungen wurden so fast jährlich Plan­
herabsetzungen durchgesetzt. Diese Verletzung der 
sozialistischen Wirtschaftsführung verursachte einen 
Schaden an nicht erbrachten Bauleistungen in Höhe von 
6 790 000 DM. Rechnet man diese Planschuld in Woh­
nungen um, so ergeben sich für den Bezirk Suhl; 271 
Wohnungseinheiten, die dringend notwendig waren, 
aber nicht gebaut wurden.

Immer wieder brachten die Angeklagten während ihrer 
Tätigkeit das „Argument“ von den fehlenden Arbeits­
kräften vor. Auf der anderen Seite aber wurde die 
Arbeit mit den Menschen stark vernachlässigt. Pro­
duktionsarbeiter, die in ihrer Bewußtseinsbildung „zu­
rückgeblieben“ waren (in Wirklichkeit standen sie 
turmhoch über den Angeklagten), betrachtete man für 
den Betrieb als wertlos und förderte so deren Abgang 
aus der Bau-Union. Daß die Erfüllung der Pläne 
möglich gewesen wäre, zeigt folgendes Beispiel: 1956 
waren 260 985 Stunden über den Plan hinaus als ver­
meidbare Ausfallzeit zu verzeichnen, was einer fehlen­
den Bauproduktion von 1 892 000 DM entsprach. 1957 
ergaben die überplanmäßigen Ausfallzeiten eine feh­
lende Bauleistung von 839 000 DM. Aber mit diesem 
Zustand fand man sich ab. Pläne, wie die Ausfall­
stunden herabgesetzt werden könnten, hat man nicht 
ausgearbeitet, hatte dafür aber alle möglichen Aufstel­
lungen und Materialien zur Hand, die nachweisen
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